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jeden Montag 14:00 - 15:30 Uhr
und nach Vereinbarung

Alter Weiher 2
Telefon� 0 22 22 / 945-  510
Fax: 0 22 22 / 945 - 511
E-Mail: cdu-fraktion
@rat.stadt-bornheim.de

CDU

jeden Dienstag 10 - 13 Uhr
und nach Vereinbarung

Alter Weiher 2
Telefon� 0 22 22 / 945 - 520
Fax: 0 22 22 / 945 - 521
E-Mail: spd-fraktion
@rat.stadt-bornheim.de

SPD

jeden Montag 17:30 - 18:30
Uhr (außer während der Fe-
rien) und nach Vereinbarung

Büro:Rathaus, Raum 801
Telefon� 0 22 22 / 994 - 450
Fax: 0 22 22 / 994 - 452
E-Mail: fraktion 
@fdp-bornheim.de
Internet:www.fdp-born-
heim.de

FDP

nach Vereinbarung

Hans Gerd Feldenkirchen
Telefon� 02227 / 9099377
Fax: 02227 / 909427
E-Mail: h.g.feldenkirchen
@t-online.de
Heinz Müller
Telefon� 02227 / 912070
Fax: 02227 / 8199713
E-Mail: jenneberg
@googlemail.com

UWG/Forum

nach Vereinbarung

Alter Weiher 2
Telefon� 0 22 22 / 945 - 540
Fax: 0 22 22 / 945 - 541
E-Mail: gruene
@rat.stadt-bornheim.de
Internet:www.gruene-born-
heim.de

Bündnis 90 /
Die Grünen

Fraktionen

Bürgermeister

Alle Fraktionen bieten
re gel mä ßige Sprechstunden an:

Bürgersprechstunde für
Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene in der Regel jeden
1. und 3. Donnerstag im Mo-
nat ab 16 Uhr.
Bitte im Vorzimmer des Bür-
germeisters (Telefon 0 22 22
/ 945 - 101) vorher telefo-
nisch anmelden; damit eine
Vorbereitung des Gesprächs
gewährleistet werden kann.

Störungshotline:
Telefon� 0180 / 2 11 22 44
oder auf der Internetseite der
Stadt Bornheim:
„Störungsmeldung Straßenbe-
leuchtung“

Bornheimer 
Jugendtreff (BJT)

Stadtverwaltung Bornheim

Defekte
Straßenbeleuchtung

Energieberatung

Volkshochschule Bornheim/Alfter

Alter Weiher 2, 53332 Bornheim, 
Telefon� 02222 / 945-460, Fax 0 22 22 / 945 - 115
E-Mail: vhs@stadt-bornheim.de
Internet: www.vhs-bornheim-alfter.de

Öffnungszeiten
Montag, Dienstag 08:30 - 12:00 Uhr und 14:00 - 16:00 Uhr
Mittwoch, Freitag 08:30 - 12:00 Uhr
Donnerstag 08:30 - 12:00 Uhr und 14:00 - 18:00 Uhr

Öffentliche Stadtbücherei

Servatiusweg 19 - 23, 53332 Bornheim
Telefon� 0 22 22 / 938565, Fax: 022 22 / 938567
E-Mail: stadtbuecherei-bornheim@web.de
Internet: www.stadtbuecherei-bornheim.de

Öffnungszeiten:
Montag, Dienstag, Freitag 10:00 - 13:00 Uhr und 15:00 - 18:00 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 10:00 - 13:00 Uhr und 15:00 - 19:00 Uhr

Königstraße 31
53332 Bornheim
AnsprechpartnerIn: 
Brigitte Bitter und 
Frank Unkelbach 
Telefon� 0 22 22 / 2500
E-Mail:
bornheimerjugendtreff@gmx.de
Internet: 
www.bornheimerjugendtreff.de

Postanschrift: Postfach 1140, 53308 Bornheim

Anschriften: 
Rathaus: Rathausstraße 2, 53332 Bornheim
Telefon� 0 22 22 / 945 - 0,   Fax  0 22 22 / 945 - 126
Bürgermail: info@stadt-bornheim.de
Internet: www.bornheim.de
Fachbereich Jugend und Schule: Brunnenalle 31, 

Telefon �0 22 22 / 9437 - 0
Öffentliche Verkehrsmittel: 
Stadtbahnlinie 18 und 68: Haltepunkt Bornheim Rathaus
Buslinie 817 und 818: Haltestelle Rathaus

Öffnungszeiten Bürgerbüro und Infozentrum:
Montag- Mittwoch  07:30 - 16:00 Uhr
Donnerstag: 07:30 - 18:00 Uhr
Freitag: 07:30 - 12:30 Uhr

Öffnungszeiten Bauaufsicht und Bauberatung:
Montag 08:30 - 12:30 Uhr
Donnerstag 08:30 - 12:30 Uhr und 15:00 - 18:00 Uhr

Öffnungszeiten Fachbreich Soziales und Wohnen:
Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag: 08:30 - 12:30 Uhr
Donnerstag zusätzlich 14:00 - 18:00 Uhr
Mittwoch geschlossen

Öffnungszeiten übrige Fachbereiche:
Montag - Freitag 08:30 - 12:30 Uhr 
Donnerstag zusätzlich 14:00 - 18:00 Uhr

sowie nach Vereinbarung

Donnerbachweg 15, 53332 Bornheim
Telefon� 0 22 27 / 9320 - 0, Fax: 0 22 27 / 9320 - 33
Mail: info@sbbonline.de
Internet: www.stadtbetrieb-bornheim.de
Öffentliche Verkehrsmittel
Stadtbahnlinie 18: Haltepunkt Waldorf
Buslinie 818: Haltestelle Waldorf (Stadtbahn)

Öffnungszeiten Stadtbetrieb mit Friedhofsverwaltung:
Montag - Donnerstag     08:30 - 12:30 Uhr und 14:00 - 16:00 Uhr
Freitag            08:30 - 12:30 Uhr

Öffnungszeiten Stadtbetrieb  für Grünabfälle und Elektroschrott:
Montag - Mittwoch 07:30 -15:00 Uhr
Donnerstag          10:00 - 18:00 Uhr
Freitag                 07:30 - 12:00 Uhr
Jeden 1. und 3. Samstag im Monat

09:00 - 13:00 Uhr 

Wirtschaftsförderung

Für einen neuen Gewerbestandort oder Gewerbegrundstückskauf:
Herr Strauss, Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesell-
schaft mbH Bornheim, 
Telefon� 02222 / 945-223, 
E-Mail: strauss@wfg-bornheim.de

Für Fragen zu Betriebserweiterungen, Betriebsumsiedlungen,
zur Standortsuche und für allgemeine Informationen zum Wirt-
schaftsstandort Bornheim:
Herr Römer, Wirtschaftsförderung der Stadt Bornheim, 
Telefon� 02222 / 945-339, 
E-Mail: sebastian.roemer@stadt-bornheim.de 

StadtBetriebBornheim AÖR

SPRECH-
STUNDEN

HallenFreizeitBad Bornheim
Rilkestraße 3, 53332 Bornheim, � 02222 / 3716

Öffnungszeiten des Hallenbades:
Montag - Freitag 06:30 - 08:00Uhr, Frühschwimmen 

14:30 - 21:30 Uhr, Familienbad
Samstag, Sonntag, Feiertage 08:00 - 19:00 Uhr, Familienbad 

Sauna im Hallenfreizeitbad
Öffnungszeiten Sauna
Montag - Mittwoch, Freitag      10:00 - 22:30 Uhr, gemischte Sauna
Donnerstag 10:00 - 22:30 Uhr, Damentag
Samstag 08:00 - 21:30 Uhr, gemischte Sauna
Sonntag, Feiertage    08:00 - 19:00 Uhr, gemischte Sauna
Sauna XXL, jeden 2. Samstag im Monat (von Oktober bis April)

08:00 - 01:00 Uhr, gemischte Sauna

Im Rathaus Bornheim durch die
Verbraucherzentrale NRW
am  9.1.2013 und 6.2.2013 
von 14 - 18 Uhr.
Kostenbeitrag: 5 Euro
Anmeldung bei Frau Domschat
Telefon � 0 22 22 / 945 - 307
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Betriebsausschuss, 
Mittwoch, 09.01.2013, 18:00 Uhr, Stadtbetrieb Bornheim, 
Donnerbachweg 15, Waldorf, Sozialraum in der Fahrzeughalle 

Verwaltungsrat des Stadtbetriebes Bornheim, 
Mittwoch, 09.01.2013, 18:30 Uhr, Stadtbetrieb Bornheim, 
Donnerbachweg 15, Waldorf, Sozialraum in der Fahrzeughalle 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss, 
Donnerstag, 10.01.2018, 18:00 Uhr 

Die nächsten Sitzungen

Alle genannten Sitzungen sind öffentlich und finden, wenn
nicht anders angegeben, im Ratssaal des Bornheimer Rathau-
ses, Rathausstraße 2, 53332 Bornheim statt.
Weitere Informationen (Tagesordnung und Sitzungsunterla-
gen) finden Sie auf der Internet-Seite der Stadt Bornheim 
direkt unter http://session.stadt-bornheim.de/bi/infobi.php.

12.Dezember 2012

Bebauungsplan Ro 18.1 in der Ortschaft Hersel / 1. Änderung, Inkrafttreten

Bekanntmachung
Der Rat der Stadt Bornheim hat am 08.11.2012 die 1. Änderung
des Bebauungsplanes Ro 18.1 in der Ortschaft Hersel gem. § 10
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBL. I S. 2414) in der derzeit geltenden Fas-
sung als Satzung beschlossen.
Der Bereich der 1. Änderung umfasst einen ca. 2 ha großen Be-
reich zwischen Alexander-Bell-Straße, Roisdorfer Straße und A
555 und wird gebildet durch Teilflächen der Flurstücke Gemar-
kung Hersel Flur 18 Nrn. 134, 142, 306, 307 und 309.
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Ro 18.1 in der Ortschaft
Hersel mit Begründung kann während der Dienststunden im
Fachbereich 7 - Stadtplanung und Grundstücksneuordnung - der
Stadtverwaltung Bornheim, Rathausstraße 2, 53332 Bornheim,
von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf
Verlangen Auskunft erteilt.
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Ro 18.1 in der Ortschaft Hersel gemäß § 10 BauGB in
Kraft.
Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
planes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des
Abwägungsvorganges,

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Stadt unter Darle-gung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beacht-
lich sind.
Sind die in den §§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten, kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die zuvor be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit
des Anspruchs herbeigeführt wird.
Weiter wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Sat-
zung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Bornheim, den 29.11.2012
Stadt  Bornheim

gez. Wolfgang Henseler, Bürgermeister

Verlegung von „Stolpersteinen“ in Bornheim-Waldorf  
Ehrenpaten gesucht

Die Stadt Bornheim beteiligt sich bereits seit vielen Jahren an der
Aktion „Stolpersteine“. Inzwischen sind in Bornheim, Roisdorf,
Walberberg, Hersel und Widdig insgesamt 23 Stolpersteine ver-
legt. 
Bei den von Gunter Demnig gestalteten „Stolpersteinen“ handelt
es sich um Messingschilder, in die die Namen und Schicksalsda-
ten der aus unserer Stadt deportierten Opfer des nationalsoziali-
stischen Regimes eingraviert sind. Diese Messingschilder wer-
den vor den ehemaligen Wohnungen der Opfer in die Bürgerstei-
ge eingelassen, wo sie den Vorbeigehenden die Greueltaten der
nationalsozialistischen Machthaber ins Gedächtnis rufen. Zwi-
schen 2006 und 2010 wurden bereits in den Ortschaften Rois-
dorf, Bornheim, Walberberg, Hersel und Widdig „Stolpersteine“
an verschiedenen Stellen angebracht. Jeder, der diese kleinen
Denkmale betrachtet und die Inschriften liest, muss nach unten
sehen und verneigt sich so unweigerlich – eine Verneigung vor
den Opfern.
Um die Erinnerung an die jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger wach zu halten, die in der Zeit des Nationalsozialismus aus
Bornheim in die Vernichtungslager verschleppt worden sind,
wird die Aktion in diesem Jahr in Waldorf weitergeführt. Am
Dienstag, 18. Dezember, 10 Uhr, wird der Künstler Gunter Dem-
nig zunächst mit der Verlegung in der Blumenstraße (Nähe Kreu-
zungsbereich Blumenstraße/Sandstraße) beginnen. Anschlie-
ßend wird in der Büttgasse 14 fortgefahren. Abgeschlossen wird
die diesjährige Verlegung in der Schmiedegasse 83. Die „Stol-
persteine“ werden dann an die Angehörigen der Familien Beretz,
Bähr, Hartog, Levi, Berger und Schmitz erinnern, die bis 1941
bzw. 42 in dem Vorgebirgsort lebten, und ihr erlittenes Schik-
ksal.
Alle Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bornheim sind herzlich
eingeladen, die Aktion durch die Übernahme von Ehrenpaten-
schaften zu unterstützen. Damit verbunden ist eine Spende in
Höhe von jeweils 120,- €, denn soviel kostet die Verlegung eines
„Stolpersteines“. Zum Dank erhalten alle Ehrenpaten eine ent-

sprechende Urkunde der Stadt, die das Engagement dokumen-
tiert. Ebenso können auch Vereine, Schulen, Unternehmen usw.
gemeinsam eine Patenschaft übernehmen. Alle Interessierten
setzen sich bitte mit Stadtarchivar Christian Lonnemann in Ver-
bindung, der die Verlegung der „Stolpersteine“ in Bornheim ko-
ordiniert (Tel. 02222-945-110).
Die Verlegung in Waldorf ist selbstverständlich öffentlich. Bür-
germeister Wolfgang Henseler bittet alle interessierten Bornhei-
merinnen und Bornheimer, die Veranstaltung zu besuchen, um
sich dem Verdrängen und Vergessen der furchtbaren Ereignisse
in den Weg zu stellen und die Erinnerungskultur in unserer Stadt
aktiv zu unterstützen. 

� Gunter Demnig bei der Stolpersteinverlegung in Bornheim-
Hersel im Jahre 2010 FOTO: STADT BORNHEIM
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Stadt Bornheim führt 
Zweitwohnungssteuer ein
Der Rat hat am 20.09.2012 beschlossen, zum 01.01.2013 von
den Inhabern von  Zweitwohnungen eine besondere Steuer zu
erheben. Grundlage dieser Steuererhebung ist die Zweitwoh-
nungssteuersatzung vom 15.11.2012, die in dieser Ausgabe
veröffentlicht wird und Ihnen auch als Download auf der Ho-
mepage der Stadt Bornheim bereitgestellt wird. 
Im Sinne dieser Satzung ist Zweitwohnung jede Wohnung, die
jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des persön-
lichen Lebensbedarfs innehat, insbesondere zu Erholungs-,
Berufs- und Ausbildungszwecken. 
Ob und in welcher Höhe eine Zweitwohnungssteuer gezahlt
werden muss, wird insbesondere durch die abzugebende
Steuererklärung überprüft. 
Der Bürgermeister -Fachbereich Finanzen- wird zu Beginn
des Jahres 2013 alle mit Nebenwohnsitz gemeldeten Personen
persönlich anschreiben und sie auffordern, die notwendigen

Angaben für die Beurteilung der Steuerpflicht abzugeben.
Die Steuer wird berechnet auf der Grundlage der vereinbarten
Nettokaltmiete. Erhoben werden 10 % dieser Nettokaltmiete.
Steuerschuldner ist der Inhaber der Zweitwohnung. 
Die Steuer ist grundsätzlich eine Jahressteuer; innerhalb des
Kalenderjahres beginnt die Steuerpflicht am 1. des auf den
Einzug folgenden Monats. 
Auf weitere Fragen werden Ihnen die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen des Fachbereich Finanzen Rathausstraße 2, Zim-
mer 458 gerne Auskunft erteilen; sie erreichen diese auch te-
lefonisch unter 

02222 - 945 280; 02222 - 945 277 und 02222 - 945 276. 
Bitte beachten Sie, dass eine endgültige Entscheidung über
die Steuerpflicht jedoch erst getroffen werden kann, wenn alle
für die Beurteilung jedes einzelnen Fall benötigten Informatio-
nen vorliegen.

Dienstregelung zu den
Feiertagen

Zwischen den Feiertagen am 27. und 28. Dezem-
ber 2012 hat die Bornheimer Stadtverwaltung ge-
öffnet. Die städtischen Dienststellen im Rathaus
und in der Brunnenallee sind auch an diesen Tagen
personell besetzt. Zudem ist das Team der Stadtbü-
cherei an diesen beiden Tagen im Dienst.  

Bürgermeister Wolfgang Henseler: „Nach Ab-
wägung zwischen einer äußerst geringen finan-
ziellen Einsparung ( ungefähr 250 Euro) und
dem Bürgerservice haben wir uns zugunsten
des Bürgerservice entschieden, weil viele Bür-
gerinnen und Bürger die Zeit zwischen den
Feiertagen nutzen, um Angelegenheiten im Rat-
haus zu erledigen.“ 

Neben den gesetzlichen Feiertagen sind die
Dienststellen der Stadtverwaltung Bornheim am

Heiligabend, 24. Dezember 2012, und Silvester,
31. Dezember, geschlossen. Die Volkshoch-
schule Bornheim/Alfter bleibt vom 27. Dezem-
ber bis zum 4. Januar 2013 zu. Anmeldungen
sind während dieser Zeit bei der VHS schriftlich
oder über die Homepage möglich. 

Die städtischen Kindergärten bleiben am 27.
und 28. Dezember geschlossen. Feuerwehr und
Rettungsdienst erreicht man unter der Rufnum-
mer 112. Bei Rohrbrüchen, Schäden im Kanal-
netz und zur Sicherstellung der Wasserversor-
gung kann man die Regionalgas Euskirchen un-
ter der Telefon-Nr. 0800/3223222 anrufen. 

Bei anderen akuten Notfällen ist der Bereit-
schaftsdienst der Stadt Bornheim unter der Mo-
biltelefonnummer 0172/8740853 erreichbar.

Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Bornheim 
vom 15.11.2012

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.
666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember
2011 (GV. NRW. S. 685), der 
§§ 15, 16, 31 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332,
386/SGV NW 210), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08. Dezember 2009
(GV. NRW. S. 765, 793) und der 
§§ 1, 2, 3, 17 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordr-
hein-Westfalen (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober
1969 (GV. NRW 1969, 
S. 712/SGV.NRW. 6140), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009
(GV.NRW. 
S. 394), hat der Rat der Stadt Bornheim in seiner Sitzung am 20.09.2012 fol-
gende Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt
Bornheim beschlossen:

§ 1
Steuergegenstand

Die Stadt Bornheim erhebt ab dem 01. Januar 2013 eine Zweitwohnungsteu-
er. Gegenstand der Steuer ist das Innehaben einer Zweitwohnung im Stadt-
gebiet.

§ 2
Begriff der Zweitwohnung 

(1)  Zweitwohnung ist jede Wohnung im Sinne des Absatzes 3, die

1. dem Eigentümer/der Eigentümerin, Hauptmieter/Hauptmieterin 
oder sonstigen Berechtigten als Nebenwohnung im Sinne des Mel-
degesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen dient,

2. der Eigentümer/die Eigentümerin, Hauptmieter/Hauptmieterin 
oder sonstige Berechtigte unmittelbar oder mittelbar ganz oder 
teilweise einem Dritten/einer Dritten entgeltlich oder unentgeltlich
überlässt und die diesem/dieser als Nebenwohnung im vorgenann-
ten Sinne dient.

(2) Sind mehrere Personen Inhaber/Inhaberinnen einer Wohnung im Sinne
des Absatzes 3, gilt hinsichtlich derjenigen Inhaber/Inhaberinnen, denen die
Wohnung als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-Westfälischen Melde-
gesetzes dient, der auf sie entfallende Wohnungsanteil als Zweitwohnung im
Sinne dieser Satzung. Für die Berechnung des Wohnungsanteils ist die Flä-
che der gemeinschaftlich genutzten Räume den an der Gemeinschaft betei-
ligten Personen zu gleichen Teilen zuzurechnen. Diesem Anteil ist die Flä-
che der von jedem Mitinhaber/jeder Mitinhaberin individuell genutzten Räu-
me hinzuzurechnen. Lässt sich der Wohnungsanteil im Einzelfall nicht kon-
kret ermitteln, wird die Gesamtfläche der Wohnung durch die Anzahl aller
Mitinhaber/Mitinhaberinnen geteilt. Bei der Berechnung des Wohnungsan-
teils werden nur volljährige Personen berücksichtigt.

(3) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder umschlossene Raum, der
zum Wohnen oder Schlafen benutzt wird. Als Wohnung gelten auch alle Mo-
bilheime, Wohnmobile, Wohn- und Campingwagen, die nicht oder nur gele-
gentlich fortbewegt werden. 

(4) Eine Wohnung dient als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-Westfä-
lischen Meldegesetzes, wenn sie von einer dort mit Nebenwohnung gemel-
deten Person zum Zwecke des persönlichen Lebensbedarfs inne gehalten
wird. Wird eine Wohnung von einer Person inne gehalten, die mit dieser
Wohnung nicht gemeldet ist, dient die Wohnung als Nebenwohnung im Sin-
ne des Meldegesetzes NRW, wenn sich die Person wegen dieser Wohnung
mit Nebenwohnung zu melden hätte.

(5) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft einer Nebenwohnung nicht da-
durch, dass sie vorübergehend nicht oder anders genutzt wird.

(6) Keine Zweitwohnungen im Sinne dieser Satzung sind:

1. Wohnungen, die in Pflegeheimen oder sonstigen Einrichtungen 
der Betreuung pflegebedürftiger oder behinderter Menschen die
nen. 

2. Wohnungen, die aus therapeutischen oder sozialpädagogischen 
Gründen entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt wer-
den.

3. Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen und freien Jugend
hilfe entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden 
und Erziehungszwecken dienen.

4. Wohnungen, die nicht dauernd getrennt lebende Verheiratete 
bzw. Lebenspartner/Lebenspartnerinnen im Sinne des § 1 Abs. 1 
Satz 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes, ausschließlich aus beruf-
lichen Gründen im Stadtgebiet Bornheim innehaben, wenn sie sich
überwiegend im Stadtgebiet aufhalten, sich ihre eheliche bzw. le-
benspartnerschaftliche Wohnung in einer anderen Gemeinde be-
findet und diese eheliche bzw. lebenspartnerschaftliche Wohnung 
die Hauptwohnung ist. Als berufliche Gründe gelten auch solche 
Tätigkeiten, die zur Vorbereitung auf die eigentliche Erwerbstätig-
keit erforderlich sind, wie z.B. Studium, Lehre, Ausbildung Volonta-
riat u. a..

5. Nebenwohnungen, die sich mit der Hauptwohnung im selben 
Gebäude befinden.

§ 3
Persönliche Steuerpflicht

(1) Steuerpflichtig ist jede Person, die im Stadtgebiet eine Zweitwohnung
oder mehrere Wohnungen innehat. Inhaber/Inhaberin einer Zweitwohnung
ist die Person, deren melderechtliche Verhältnisse die Beurteilung der Woh-
nung als Zweitwohnung bewirken oder die Inhaber/Inhaberin einer Zweit-
wohnung im Sinne des § 2 Abs. 1 ist. Als Inhaber/Inhaberin einer Zweitwoh-
nung gilt die Person, der die Verfügungsbefugnis über die Wohnung als Ei-
gentümer/Eigentümerin oder Mieter/Mieterin oder als sonstige dauernut-
zungsberechtigte Person zusteht. Dies gilt auch bei unentgeltlicher Nut-
zung. 

(2) Die Steuerpflicht besteht auch bei fehlender Anmeldung einer Neben-
wohnung, wenn diese nachweislich genutzt wird.

(3) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber/Inhaberinnen einer
Zweitwohnung, so sind sie Gesamtschuldner/Gesamtschuldnerinnen gemäß
§ 44 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Die Steuerpflicht besteht, solange die Wohnung des Steuerpflichti-
gen/der Steuerpflichtigen als Zweitwohnung zu beurteilen ist.

§ 4
Bemessungsgrundlage

(1) Die Steuer bemisst sich nach der auf Grund eines Mietvertrages im Be-
steuerungszeitraum gemäß § 6 Abs. 1 geschuldeten Nettokaltmiete. Als im
Besteuerungszeitraum geschuldete Nettokaltmiete ist die für den ersten vol-
len Monat des Besteuerungszeitraumes geschuldete Nettokaltmiete multi-
pliziert mit der Zahl der in den Besteuerungszeitraum fallenden Monate an-
zusetzen. Sollte im Mietvertrag zwischen den Parteien 
eine Miete vereinbart worden sein, in der einige oder alle Nebenkosten oder
Aufwendungen für die Möblierung der Wohnung enthalten sind, sind zur Er-
mittlung der Nettokaltmiete pauschale Kürzungen in nachfolgendem Um-
fang vorzunehmen:

1.  für eine Teilmöblierung 10 v. H.
2.  für eine Vollmöblierung 30 v. H.
3.  eingeschlossene Nebenkosten ohne Heizung 10 v. H.
4.  eingeschlossene Nebenkosten mit Heizung 20 v. H. 

Spätere Vereinbarungen über eine Änderung der Miethöhe sind vom Zeit-

punkt ihrer Geltung an bei der Bemessung der Zweitwohnungssteuer zu be-
rücksichtigen. 
Als Mietaufwand gelten auch alle anderen Formen eines vertraglich verein-
barten Überlassungsentgelts, beispielsweise Pacht, Nutzungsentgelt, Erb-
bauzins, Leibrente.

(2) Ist der Zweitwohnungsinhaber/die Zweitwohnungsinhaberin Untermie-
ter/Untermieterin, gilt Abs. 1 entsprechend. Ist der Zweitwohnungsinha-
ber/die Zweitwohnungsinhaberin Hauptmieter/Hauptmieterin, wird zur Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage für dessen/deren Zweitwohnungssteuer
die nach dem Hauptmietvertrag maßgebliche Fläche der Wohnung um die
Fläche reduziert, die der Untermieter/die Untermieterin individuell nutzt zu-
züglich der anteiligen Fläche, die auf die gemeinschaftlich genutzten Räume
entsprechend § 2 Abs. 2 entfällt, wenn der Untermieter/die Untermieterin
für die Wohnung melderechtlich erfasst ist. Die vom Hauptmieter/von der
Hauptmieterin vertraglich geschuldete Nettokaltmiete wird anteilmäßig in
dem nach Satz 1 ermittelten Verhältnis gekürzt. 

(3) Ist keine Miete vereinbart, so gilt als Bemessungsgrundlage die Jahres-
rohmiete nach den Vorschriften des § 79 des Bewertungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230) in der jeweils
gültigen Fassung mit der Maßgabe, dass die Jahresrohmieten, die gemäß
Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes vom
13.08.1965 (BGBl. I S.851) vom Finanzamt auf den Hauptfeststellungszeit-
punkt 01.01.1964 festgestellt wurden, jeweils für das Erhebungsjahr auf den
September des Vorjahres hochgerechnet werden. Die Hochrechnung erfolgt
bis Januar 1995 entsprechend der Steigerung der Wohnungsmieten (Brutto-
kaltmiete, Wohnungsmieten insgesamt) nach dem Preisindex der Lebens-
haltung aller privaten Haushalte im früheren Bundesgebiet, der vom Statisti-
schen Bundesamt veröffentlicht wird. Ab Januar 1995 erfolgt die Hochrech-
nung entsprechend der Steigerung der Wohnungsmieten (Nettokaltmiete;
Reihe Nettokaltmiete insgesamt) nach dem Preisindex der Lebenshaltung al-
ler privaten Haushalte im gesamten Bundesgebiet, der vom Statistischen
Bundesamt veröffentlicht wird.

(4) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen gilt als Net-
tokaltmiete die zu zahlende Stellplatzmiete. Ist keine Miete zu entrichten,
wird die in vergleichbaren Fällen zu zahlende Stellplatzmiete zugrunde ge-
legt.

§ 5 
Steuersatz

Die Steuer beträgt 10 vom Hundert der Bemessungsgrundlage (§ 4). 

§ 6 
Besteuerungszeitraum, Entstehung, 
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Zweitwohnungssteuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungs-
zeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Kalenderjahres, für das die
Steuer festzusetzen ist. Tritt die Zweitwohnungseigenschaft erst nach dem
1. Januar ein, so beginnt die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des Monats,
der auf den Zeitpunkt folgt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als Zweit-
wohnung beginnt.

(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der/die
Steuerpflichtige die Wohnung aufgibt oder die Voraussetzungen für die An-
nahme einer Zweitwohnung entfallen. 

§ 7 
Festsetzung der Steuer und Fälligkeit 

(1) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt. In dem Bescheid kann
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bestimmt werden, dass er auch für künftige Zeitabschnitte gilt, solange sich
die Bemessungsgrundlagen und der Steuerbetrag nicht ändern.

(2) Die Steuer nach § 6 Abs. 2 Satz 1 wird zu je einem Viertel ihres Jahresbe-
trages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. In den
Fällen des § 6 Abs. 2 Satz 2 wird die Steuer für zurückliegende Zeiträume
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig. 

(3)  Auf Antrag des/der Steuerpflichtigen kann die Steuer abweichend von
Abs. 2 Satz 1 in einem Jahresbetrag am 01. Juli oder zu je einem Zwölftel des
Jahresbetrages am 15. jeden Kalendermonats entrichtet werden. Der Antrag
muss spätestens bis zum 30. September des vorangegangenen Jahres ge-
stellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt solange maßgebend, bis
ihre Änderung beantragt wird, die Änderung muss spätestens bis zum 30.
September des vorangegangenen Jahres beantragt werden. Nachzahlungen
werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.                  

§ 8 
Anzeigepflicht

(1) Der Steuerpflichtige/Die Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats
nach dem Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als Zweitwoh-
nung beginnt oder endet, diesen Tatbestand dem Bürgermeister/der Bür-
germeisterin der Stadt Bornheim anzuzeigen. Wer bei In-Kraft-Treten dieser
Satzung eine Zweitwohnung innehat, hat dies dem Bürgermeister/der Bür-
germeisterin der Stadt Bornheim innerhalb eines Monats anzuzeigen.

(2) Die Anmeldung, Abmeldung oder Aufgabe einer Wohnung bei Neuan-
meldung (Rückmeldeverfahren) von Personen nach nordrhein-westfälischen
Meldegesetz gilt als Anzeige im Sinne dieser Vorschrift.  

(3) Entfällt eine der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 6 für die Freistellung von
der Zweitwohnung, so ist dies innerhalb eines Monats nach der Änderung
dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin der Stadt Bornheim anzuzeigen. 

(4) Änderungen der Nettokaltmiete sind dem Bürgermeister/der Bürgermei-
sterin der Stadt Bornheim innerhalb eines Monats anzuzeigen.

§ 9 
Steuererklärung

(1) Der Steuerpflichtige/Die Steuerpflichtige hat für das Jahr des Beginns der
Steuerpflicht innerhalb eines Monats nach Eintritt der Steuerpflicht in einer
Steuererklärung auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck alle für die Steue-
rerhebung erforderlichen Tatbestände anzugeben. Die Angaben sind durch
geeignete Unterlagen, insbesondere durch Mietverträge, Mietänderungs-
verträge und Mietbescheinigungen, welche die Nettokaltmiete berücksichti-
gen, nachzuweisen. 

(2) Wer bei In-Kraft-Treten dieser Satzung eine Zweitwohnung innehat, hat
in einer Steuererklärung auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck alle für die
Steuererhebung ab 2013 erforderlichen Tatbestände innerhalb eines Monats
nach In-Kraft-Treten der Satzung anzugeben und die Angaben durch geeig-
nete Unterlagen nach Abs. 1 nachzuweisen.

(3) Der Steuerpflichtige/Die Steuerpflichtige hat in der Steuererklärung sei-
ne/ihre Hauptwohnung für die Bekanntgabe des Steuerbescheides anzuge-
ben. Gibt der Steuerpflichtige/die Steuerpflichtige seine/ihre Hautwohnung
nicht an oder befindet sich die angegebene Wohnung nicht innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland oder erweist sich die Angabe seiner/ihrer
Hauptwohnung im Zeitpunkt der Bescheiderteilung als unzutreffend, gilt als
Anschrift für die Bekanntgabe des Steuerbescheides die Anschrift der
Nebenwohnung.

(4) Unbeschadet der sich aus Abs. 1 und Abs. 2 ergebenden Verpflichtung
kann die Stadt Bornheim jede Person zur Abgabe einer Steuererklärung auf-
fordern, die im Stadtgebiet

1.  mit Nebenwohnung gemeldet ist
2.  ohne mit Nebenwohnung gemeldet zu sein, eine meldepflichtige

Nebenwohnung im Sinne des Meldegesetzes innehat.

(5)  Ist die Nebenwohnung keine Zweitwohnung im Sinne von § 2, hat der In-
haber/die Inhaberin der Nebenwohnung dies nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck zu erklären und die hierfür maßgeblichen Umstände anzuge-
ben (Negativerklärung).

§ 10 
Mitwirkungspflichten 

des Grundstücks- oder Wohnungseigentümers/
der Grundstücks- oder Wohnungseigentümerin

Hat der Erklärungspflichtige/die Erklärungspflichtige nach § 9 seine/ihre
Verpflichtung zur Abgabe der Steuererklärung nicht erfüllt oder ist er/sie
nicht zu ermitteln, hat jeder Eigentümer/jede Eigentümerin oder Vermie-
ter/Vermieterin des Grundstückes, auf dem sich die der Steuer unterliegen-
de Zweitwohnung befindet, auf Verlangen des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin der Stadt Bornheim Auskunft zu erteilen, ob der Erklärungspflich-
tige/die Erklärungspflichtige oder eine sonstige Person in der Wohnung
wohnt oder gewohnt hat, wann er/sie eingezogen und/oder ausgezogen ist
und welche Nettokaltmiete zu entrichten ist oder war. 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtiger/Steuerpflichtige oder
bei Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen/einer Steu-
erpflichtigen vorsätzlich oder leichtfertig

1.  über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder un-
vollständige Aussage macht oder
2. den Bürgermeister/die Bürgermeisterin der Stadt Bornheim 
pflichtwidrig über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Un-
kenntnis lässt und dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfer-
tigte Steuervorteile für sich oder eine andere Person erlangt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
1.  Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind und
es dadurch ermöglicht, die Steuer zu verkürzen oder nicht gerecht-
fertigte Steuervorteile für sich oder eine andere Person zu erlangen
(Steuergefährdung).
2.   als Inhaber/Inhaberin einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet
den Anzeigepflichten nach § 8 nicht rechtzeitig nachkommt, 
3.   als Inhaber/Inhaberin einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet
die Steuererklärung nach § 9 nicht rechtzeitig abgibt,
4. trotz Aufforderung die in § 9 Abs. 1 und 2 genannten Unterlagen
nicht einreicht,
5. als Eigentümer/Eigentümerin oder Vermieter/Vermieterin des 
Grundstückes, auf dem sich die der Steuer unterliegende Zweit-
wohnung befindet, auf Verlangen der Stadt Bornheim den Erklä-
rungspflichten nach § 10 nicht nachkommt.

(3) Gemäß § 20 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes kann eine Ordnungs-
widrigkeit   nach Absatz 1 (leichtfertige Abgabenverkürzung) mit einer Geld-
buße bis zu 10.000 EUR und eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 (Abga-
bengefährdung) mit einer Geldbuße bis zu 5.000 EUR geahndet werden.

(4) Die Strafbestimmungen des § 17 des Kommunalabgabengesetzes blei-
ben unberührt.

§ 12 
Datenübermittlung der Meldebehörde  

(1) Die für Meldeangelegenheiten zuständige Stelle der Stadt Bornheim
übermittelt gemäß § 31 Abs. 1 und 6 Meldegesetz NRW der für die Festset-
zung der Zweitwohnungssteuer zuständigen Stelle der Stadt Bornheim zur
Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs der Zweitwohnungssteuersatzung
bei Einzug eines Einwohners/einer Einwohnerin, der/die sich mit einer
Nebenwohnung anmeldet, die folgenden personenbezogenen Daten des
Einwohners:

1. Vor- und Familiennamen, 
2. frühere Namen,
3. Doktorgrad,
4. Ordensnamen, Künstlernamen,
5. Anschriften (Stadt Bornheimer Nebenwohnung und 

Hauptwohnung),
6. Tag des Ein- und Auszugs,
7. Tag und Ort der Geburt,
8. Geschlecht,
9. gesetzlicher Vertreter/gesetzliche Vertreterin
10. Staatsangehörigkeiten,
11. Familienstand,
12. Übermittlungssperren sowie
13. Sterbetag und -ort

(2) Bei Auszug aus der Nebenwohnung, Tod, Namensänderung, Änderung
beziehungsweise nachträglichem Bekanntwerden der Anschrift der Haupt-
wohnung oder Einrichtung beziehungsweise Beendigung einer Übermitt-
lungssperre werden die Veränderungen übermittelt. Wird die Hauptwoh-
nung oder alleinige Wohnung zur Nebenwohnung, gilt dies als Einzug. Wird
die Nebenwohnung zur Hauptwohnung oder alleinigen Wohnung, gilt dies
als Auszug. Eine Datenübermittlung findet auch dann statt, wenn die Anmel-
dung von Nebenwohnungen nachgeholt wird.

(3) Die für Meldeangelegenheiten zuständige Stelle der Stadt Bornheim über-
mittelt der für die Festsetzung der Zweitwohnungssteuer zuständigen Stelle der
Stadt Bornheim unabhängig von der regelmäßigen Datenübermittlung die in Abs.
1 genannten Daten derjenigen Einwohner/Einwohnerinnen, die im Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens dieser Satzung bereits mit Nebenwohnung gemeldet sind. 

§ 13 
Geltung des Kommunalabgabengesetzes und der Abgabenordnung

Soweit diese Satzung im Einzelnen nichts anderes bestimmt, sind die Vor-
schriften der §§ 12 bis 22a des Kommunalabgabengesetzes NRW (KAG
NRW) und der Abgabenordnung - soweit diese nach § 12 KAG NRW für die
Zweitwohnungssteuer gelten - in der jeweiligen Fassung anzuwenden.

§ 14
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der
Stadt Bornheim vom 15.11.2012 mache ich hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in Ver-
bindung mit der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht öffentlich bekannt. 

Hinweis
Ich weise darauf hin, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmun-
gen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt;
2. die Satzung, sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flä-
chennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden;
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Born-
heim vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Bornheim, den 15.11.2012
gez. Wolfgang Henseler, Bürgermeister 

verantwortlich: Bürgermeister der Stadt Bornheim
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